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Einigkeit ja – aber nicht so! 
 
 
Schwerin, 8. August 2014 – Die Mehrheit der hausärztlichen Mitglieder der Ver-
treterversammlung (VV) der Kassenärztlichen Bundesv ereinigung (KBV) for-
dert von der Politik, ein besseres Gestaltungsrecht  für den hausärztlichen Ver-
sorgungsbereich innerhalb der Selbstverwaltung gese tzlich zu regeln. Denn 
die Gruppe stellt die Kompetenz der KBV-VV zu einer  fairen Einigung mit den 
fachärztlichen Vertretern in Frage. 
 
Einige Mitglieder der KBV-VV entwickeln derzeit Vorschläge, um durch eine system-
interne Lösung der im Koalitionsvertrag angekündigten gesetzlichen Neustrukturie-
rung des KV-Systems zuvorzukommen. Eine verbindliche Regelung der Selbstver-
waltung wäre wünschenswert, doch zeigen jahrzehntelange Erfahrungen im System, 
dass eine funktionsfähige Lösung von der fachärztlichen Mehrheit offenbar weder 
gewollt war, noch gewollt ist. 
 
Unter dem Slogan „Einigkeit, Selbstverwaltung, Demokratie und weg vom Lagerden-
ken“ wird eine Satzungsänderung in der VV diskutiert. Dabei ist vorgesehen, dass in 
einem speziellen, paritätisch besetzten Ausschuss mit 80-prozentiger Mehrheit ent-
schieden werden soll, ob ein Versorgungsbereich über eigene Probleme allein ab-
stimmen darf. Im Klartext: Mehrheiten können jederzeit verhindern, dass Minderhei-
ten ihre Fragen eigenständig bearbeiten. Im konkreten Fall hieße es, dass die Fach-
ärzte in diesem Ausschuss auch in Zukunft den Hausärzten nicht gestatten werden, 
in hausärztlichen Fragen gegen die fachärztliche Mehrheit verbindlich votieren zu 
können. Auch die durch die KV Brandenburg einberufene „Einigkeitskonferenz“ wird 
daran nichts ändern. 
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Die Koalition ist in der Pflicht, die für die Versorgung der alternden Bevölkerung so 
wichtige hausärztliche Versorgungsebene nachhaltig zu stärken. Die Politik will nur 
eine breit geeinte Selbstverwaltungslösung akzeptieren. Die momentan avisierte wird 
von der Mehrheit der hausärztlichen VV-Mitglieder nicht getragen. 
 
Die Regierungskoalition ist deshalb aufgefordert, die Trennung der Vergütung zu re-
geln und Sachverhalte zu benennen, die von jedem Versorgungsbereich eigenstän-
dig zu entscheiden sind. Das betrifft insbesondere die Wahl der zuständigen Vor-
stände, die Besetzung der Gremien sowie die Regelungen des Einheitlichen Bewer-
tungsmaßstabs (EBM) und der Honorarverteilung. 
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